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189. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens zur Befreiung ausländischer öffent-
licher Urkunden von der Beglaubigung

190. Kundmachung: Geltungsbereich des Europäischen Auslieferungsübereinkommens
191. Kundmachung: Geltungsbereich des Zweiten Zusatzprotokolls zum Europäischen Ausliefe-

rungsübereinkommen
192. Kundmachung: Geltungsbereich des Übereinkommens über die gerichtliche Zuständigkeit

und die Vollstreckung gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handels-
sachen

189. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens zur Befreiung ausländischer öffentlicher Urkunden von der Beglaubigung

Nach Mitteilung der Niederländischen Regierung hat die ehemalige jugoslawische Republik
Mazedonien seine zuständige Behörde 1) gemäß Art. 6 Abs. 2 des Übereinkommens zur Befreiung
ausländischer öffentlicher Urkunden von der Beglaubigung (BGBl. Nr. 27/1968, letzte Kundmachung
des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 172/1997) durch alle 27 Gerichtshöfe Erster Instanz der ehemaligen
jugoslawischen Republik Mazedonien ergänzt.

1) Kundgemacht in BGBl. Nr. 346/1995

Klima

190. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Europäi-
schen Auslieferungsübereinkommens

Nach Mitteilungen des Generalsekretärs des Europarats haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen (BGBl. Nr. 320/1969, letzte
Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 111/1997) hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde:

Belgien 29. August 1997
Rumänien 10. September 1997

Anläßlich der Hinterlegung der Ratifikationsurkunde haben nachstehende Staaten Vorbehalte erklärt
bzw. Erklärungen abgegeben:

Belgien:

Erklärungen

Artikel 1

Die belgische Regierung ist der Auffassung, daß Abs. c des von Portugal in bezug auf den ersten
Artikel abgegebenen Vorbehalts mit der Zielsetzung des Übereinkommens unvereinbar ist. Sie versteht
den Vorbehalt in dem Sinn, daß die Auslieferung nur abgelehnt wird, wenn in Übereinstimmung mit dem
Recht des ersuchenden Staates die zu lebenslang verurteilte Person nach Ablauf einer bestimmten Zeit
nicht für eine Entlassung gemäß einem gerichtlichen oder verwaltungsbehördlichen Verfahren in
Betracht kommt.

Artikel 14

Belgien ist der Auffassung, daß der Grundsatz der Spezialität nicht anwendbar ist, wenn die
verlangte Person vor der Justizbehörde des ersuchten Staates ausdrücklich ihrer Verfolgung und
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Bestrafung, gleich aus welchem Grund, zugestimmt hat, sofern im Recht dieses Staates eine solche
Möglichkeit vorgesehen ist. Wird hingegen Belgien um die Auslieferung ersucht, so geht dieses davon
aus, daß der Grundsatz der Spezialität nicht mehr anwendbar ist, wenn die auszuliefernde Person
ausdrücklich auf die Auslieferungsförmlichkeiten und -garantien verzichtet hat.

Artikel 15

Belgien ist der Auffassung, daß die in Art. 15 vorgesehene Ausnahme sich auch auf den Fall
erstreckt, daß die Person, die an Belgien übergeben wurde, nach dem Recht der ersuchten Vertragspartei
auf die Spezialität der Auslieferung verzichtet hat.

Artikel 21

Die belgische Regierung wird die Durchlieferung durch ihr Hoheitsgebiet nur unter den für die
Auslieferung maßgebenden Bedingungen bewilligen.

Artikel 23

Wird das Auslieferungsersuchen und die beizubringenden Unterlagen in der Sprache der
ersuchenden Vertragspartei abgefaßt und ist diese Sprache weder das Niederländische noch das
Französische noch das Deutsche, so ist ihnen eine Übersetzung in die französische Sprache beizufügen.

Vorbehalte

Artikel 1

Belgien behält sich das Recht vor, die Auslieferung nicht zu bewilligen, wenn die verlangte Person
vor ein Ausnahmegericht gestellt werden könnte oder wenn um die Auslieferung im Hinblick auf die
Vollstreckung einer von einem solchen Gericht verhängten Strafe ersucht wird.

Die Auslieferung wird nicht bewilligt, wenn die Übergabe der verlangten Person insbesondere auf
Grund ihres Alters oder ihres Gesundheitszustands außerordentlich schwere Folgen haben könnte.

Artikel 18

Die Verpflichtung zur Freilassung nach Ablauf der in Art. 18 Abs. 4 vorgesehenen Frist von 30
Tagen ist nicht anwendbar, wenn der Verfolgte gegen die Auslieferungsentscheidung oder bezüglich der
Rechtmäßigkeit seiner Haft Rechtsmittel eingelegt hat.

Artikel 19

Die Regierung des Königreiches Belgien wird die in Art. 19 Abs. 2 vorgesehene vorläufige
Auslieferung nur dann bewilligen, wenn es sich um eine Person handelt, die eine Strafe in ihrem
Hoheitsgebiet verbüßt und wenn besondere Umstände dies erfordern.

Artikel 28

Wegen der Sonderregelung zwischen den Beneluxländern nimmt die belgische Regierung Art. 28
Abs. 1 und 2 hinsichtlich ihrer Beziehungen zum Königreich der Niederlande und zum Großherzogtum
Luxemburg nicht an.

Die belgische Regierung behält sich die Möglichkeit vor, von diesen Bestimmungen abzuweichen,
soweit diese ihre Beziehungen zu anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft betreffen.

Rumänien:

Erklärungen

Zu Art. 6 Abs. 1 lit. a:

Rumänien wird eigene Staatsangehörige oder Personen, denen in Rumänien Asyl gewährt wurde,
nicht ausliefern.

Zu Art. 6 Abs. 1 lit. b:

Der Ausdruck „Staatsangehörige“ im Sinne dieses Übereinkommens bezeichnet rumänische
Staatsbürger oder Personen, denen in Rumänien Asyl gewährt wurde.

Zu Art. 21 Abs. 5:

Ersuchen um Durchlieferung von rumänischen Staatsangehörigen oder Personen, denen in
Rumänien Asyl gewährt wurde, durch das Hoheitsgebiet Rumäniens werden abgelehnt werden.
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Vorbehalt

Zu Art. 2 Abs. 1:

Rumänien wird um die Auslieferung ersuchen und diese bewilligen:
– zur Strafverfolgung oder zu einem Urteil ausschließlich wegen Taten, deren Begehung nach den

Gesetzen der ersuchenden Vertragspartei und der ersuchten Vertragspartei mit einem zwei Jahre
übersteigenden Freiheitsentzug oder mit einer schwereren Strafe bestraft wird;

– zur Vollstreckung einer Strafe nur, wenn der Freiheitsentzug ein Jahr übersteigt oder schwerer ist.

Klima

191. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Zweiten
Zusatzprotokolls zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des Europarats hat Rumänien am 10. September 1997 seine
Ratifikationsurkunde zum Zweiten Zusatzprotokoll zum Europäischen Auslieferungsübereinkommen
(BGBl. Nr. 297/1983, letzte Kundmachung des Geltungsbereichs BGBl. III Nr. 112/1997) hinterlegt.

Klima

192. Kundmachung des Bundeskanzlers betreffend den Geltungsbereich des Überein-
kommens über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung gerichtlicher
Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, geschlossen in Lugano am 16. September
1988

Nach Mitteilungen des Schweizerischen Bundesrates haben folgende weitere Staaten ihre
Ratifikationsurkunden zum Übereinkommen über die gerichtliche Zuständigkeit und die Vollstreckung
gerichtlicher Entscheidungen in Zivil- und Handelssachen, geschlossen in Lugano am 16. September
1988 (BGBl. Nr. 448/1996), hinterlegt:

Staaten: Datum der Hinterlegung der
Ratifikationsurkunde:

Belgien 31. Juli 1997
Griechenland 11. Juni 1997

Anläßlich der Hinterlegung seiner Ratifikationsurkunde hat Griechenland folgende Erklärung
abgegeben:

Griechenland behält sich in Anwendung des Art. 1 des Protokolls Nr. 1 zum Lugano-
Übereinkommen über bestimmte Zuständigkeits-, Verfahrens- und Vollstreckungsfragen das Recht vor,
eine in einem anderen Vertragsstaat ergangene Entscheidung nicht anzuerkennen und zu vollstrecken,
wenn die Zuständigkeit des Gerichts des Ursprungsstaates nach Art. 16 Abs. 1 lit. b ausschließlich
dadurch begründet ist, daß der Beklagte seinen Wohnsitz im Ursprungsstaat hat und die unbewegliche
Sache im griechischen Hoheitsgebiet gelegen ist.

Klima


